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tum immer nur nach seinem Willen nutzen. Kon­
kretisiert wird diese Grundposition im Alten
Testament mit der gerechten Verteilung des Bo­
dens, der beim Einzug Israels ins Gelobte Land
verlost wurde, und der nicht endgültig verkauft
werden darf, sondern später einmal rückzuübertra­
gen ist. Weiterhin gibt es ein Recht auf Mundraub,
ebenso wie das Recht auf die Erntenachlese der
Armen und die Verpflichtung für Bessergestellte,
diese zu unterstützen.

Im Geschäftsverkehr gilt die Grundforderung der
Tauschgerechtigkeit, die sich im Verbot zu betrü­
gen, etwa falsche Gewichte und Maße zu benut­
zen, äußert. Ebenso hat der Arbeitgeber die
Pflicht, am Ende des Arbeitstages dem Tagelöhner
den vereinbarten Lohn auszuzahlen und darf die­
sen nicht vertrösten. Von der prophetischen So­
zialkritik bei Arnos wird die im Widerspruch zum 
biblischen Solidaritätsethos stehende Bereiche­
rung wirtschaftlich und politisch Mächtiger auf
Kosten der armen (Land-)Bevölkerung immer

" wieder angeklagt. Papst Johannes Paul II. hat
diese biblische Perspektive prägnant auf die For­
mel von der „Option für die Armen“ gebracht.

Außerdem verweist die biblische Perspektive im­
mer auf eine Relativierung aller ökonomischen
Kategorien im menschlichen Leben. Es besteht die
Gefahr, daß der Mensch seine ganze Existenz der
Arbeit, dem Erwerb von Einkommen, der Vermö­
gensanhäufung und dem Konsum hingibt und da­
mit nach christlichem Verständnis den eigentlichen
Sinn des Lebens verfehlt. Diese „Relativierung des
Ökonomischen“ für die Lebensordnung der Ge­
sellschaft schlug sich im Sabbatgebot des Juden­
tums nieder. Es hat für die gegenwärtige gesell­
schaftspolitische Diskussion zum Stellenwert
arbeitsfreier Sonntage und ökonomisch bedingter
Feiertagsstreichungen (Buß- und Bettag) prakti­
sche Relevanz und stellt einen Ort der wirtschafts­
ethischen Kontroversen dar, in die die Christliche
Sozialethik ihre spezifische Sicht einbringt.

Eine Reihe der wirtschaftsethischen Elemente der
Bibel hat heute keine Relevanz mehr wie etwa das 
Zinsverbot. Ebenso kann die Gütergemeinschaft
der Urgemeinde heute allenfalls als Beispiel für
freiwillige Zusammenschlüsse (z.B. Orden) gel­
ten, nicht aber als Leitbild einer Eigentumsord­
nung für moderne Industriegesellschaften. Diese
Beispiele zeigen, daß man generell vorsichtig sein 
muß, die biblischen Impulse auf heutige Problem­
stellungen unvermittelt zu übertragen.

6 Enzyklika Sollicitudo rei socialis von 1987, Nr. 42, in:
KAB (Hrsg.) (Anm. 1).

III. Grundfragen
der Wirtschaftsordnung

Eine moderne Wirtschaftsethik muß sich zunächst 
vor allem der Gestaltung der grundlegenden Re­
geln (z.B. Wettbewerbsrecht) und Institutionen
(z.B. Bundesbank) der Wirtschaftsordnung wid­
men . Dies gilt für den nationalen Rahmen, aber
auch für die Europäische Union und für die globale 
Ebene, auf der die gravierendsten Ordnungsdefi­
zite bestehen. Die Bedeutung der Ordnungsebene
läßt sich daran ablesen, daß die Lebenssituation der
Menschen in den früheren Ostblock- und den
meisten Entwicklungsländern nicht
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von deren
individueller Einstellung (etwa dem Arbeitsethos)
bestimmt wird, sondern verfehlte Ordnungsstruk­
turen dazu führen, daß die Menschen ihr Leistungs­
vermögen nicht entfalten und fruchtbar einsetzen
können. Solche grundlegenden Ordnungsdefizite
können auch bei bester individueller Gesinnung
nicht kompensiert werden, sondern bedürfen insti­
tutioneller Änderungen. Die Bedeutung des indivi­
duellen Wertbewußtseins liegt vielmehr darin, daß
in Demokratien sich diese mehrheitlichen Wert­
überzeugungen in institutioneilen Reformen Um­
sätzen müssen bzw. erst dazu führen, eine demo­
kratische Ordnung zu erkämpfen. Demokratie und
Rechtsstaat stellen eine unverzichtbare Vorbedin­
gung der Wirtschaftsordnung dar, weil diese demo­
kratisch legitimierter rechtlicher Rahmenbedin­
gungen bedarf.

Christliche Wirtschaftsethik hat die empirisch er­
probten grundlegenden Regeln und Institutionen
der Wirtschaft zu vergleichen und sie nach ihren
Wertmaßstäben zu beurteilen. Eine Wirtschafts­
ordnung muß für alle - vor allem die Schwäch­
sten - zustimmungsfähig sein. Nach diesem Maß­
stab sind solche Institutionen zu fördern und über
schrittweise Reformen durchzusetzen, die innova­
tive Anstöße für eine humanere Wirtschaftsord­
nung verheißen. Entsprechend diesen Vorgaben
sollen im Folgenden die grundlegenden Institutio­
nen betrachtet werden.

1. Markt und Wettbewerb

In einer global immer mehr vernetzten Wirtschaft
komplexer Gesellschaften sind Markt und Wettbe­
werb unverzichtbare und unersetzbare zentrale
Steuerungsinstrumente. In der Marktwirtschaft er­
folgt die Steuerung des ökonomischen Angebots

7 Vgl. Karl Homann/Franz-Josef Blome-Drees, Wirt­
schafts- und Unternehmensethik, Göttingen 1992.
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durch die Konsumenten. Die Tatsache, daß mehr
als die Hälfte der neu auf den Markt gebrachten
Produkte sich nicht dauerhaft dort durchsetzen
können, zeigt, daß es Unternehmen nicht möglich
ist, im Wege manipulativer Werbung ein Produkt
dauerhaft am Markt zu etablieren, zumal es ja
auch kritische Gegeninformationen (Verbraucher­
beratung) gibt. Durch den permanenten Anreiz zu
Innovationen im Marktprozeß und die nachfol­
genden Imitationen laufen dynamische gesell­
schaftliche Problemlösungsprozesse ab. Wie sich
solche Prozesse in der Praxis auswirken, kann man 
z.B. am laufenden Preisverfall am PC-Markt bei
gleichzeitiger Leistungsverbesserung ablesen. Indi­
viduelle Leistungsanstrengungen werden somit 
gesellschaftlich angeeignet.

Der Wettbewerb ist ein dezentraler Such-, Lern-
und Informationsprozeß, an dem sich alle Markt­
teilnehmer beteiligen, und jeder kann damit 
entsprechend seinen Fähigkeiten zur gesellschaft­
lichen Problemlösung, der Knappheitsüberwin­
dung beitragen. Wie die individuellen, ,durch
Eigeninteresse motivierten Anstrengungen, über
den Markt koordiniert, zu einem positiven kollek­
tiven Ergebnis führen, läßt sich an der Verarb
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ei­
tung der beiden Ölpreiskrisen in den Jahren 1973
und 1979 ablesen. Die einen suchten neue Ölquel­
len, andere entwickelten Verfahren zur besseren
Ausschöpfung vorhandener Vorräte, wiederum
andere suchten nach alternativen Energieträgern,
Einspartechniken wurden entwickelt, das Ver­
braucherverhalten änderte sich (Beispiele: Woh­
nungsbeheizung, Fahrweise), so daß fast jeder
Marktteilnehmer aus eigenem Interesse an diesem 
kollektiven Problemlösungsprozeß teilnahm, der
im Ergebnis zu einer Nachfragereduktion und zur
Erhöhung des Angebots und damit zu einer Öl­
preissenkung führte. Dies zeigt, daß die von man­
chen Sozialisten und christlichen Ethikem in der
Vergangenheit unternommene negative Bewer­
tung von Markt und Wettbewerb aufgrund der
Motive der Marktteilnehmer (Eigeninteresse) ver­
fehlt ist. Sozialethisch kommt es vielmehr auf die
Folgen, die Marktergebnisse an. Von den Markt­
ergebnissen her ist der Wettbewerb ein solida­
rischer Prozeß ; im globalen Kontext ist er das 
empirisch wichtigste Instrument universaler Soli­
darität. Der Markt selbst hat damit eine wichtige
soziale Dimension und wird nicht erst nachträglich 
durch Sozialpolitik sozial.

8 Innovation ist das Spezifikum moderner Wirtschaft. Vgl.
Wilhelm Korff, Wirtschaft und Ethik, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 30-31/90, S. 32-38.
9 Vgl. Johannes Hackmann, Konkurrenz und Nächsten­
liebe, in: ORDO-Jahrbuch, 45 (1994), S. 251-271.

Das soziale Ergebnis kommt aber nur dann zu­
stande, wenn bestimmte Voraussetzungen gegeben
sind: Erstens müssen in die Marktpreise alle
anfallenden Kosten (z. B. Umweltbelastungen)
eingerechnet werden, um Preisverfälschungen und 
damit induzierte Fehllenkungen zu vermeiden.
Zweitens müssen Märkte offen sein, so daß neue 
Marktanbieter den Wettbewerb in vorhandenen
Märkten aufnehmen können. Dies ist etwa ein
Problem der Existenzgründungen in den neuen
Bundesländern, in denen ein breiter Mittelstand
als gesunde Basis einer Wettbewerbswirtschaft sich
noch etablieren muß. Drittens muß gewährleistet
werden, daß auf den einzelnen Märkten Tausch­
gerechtigkeit herrscht, Marktergebnisse also nicht 
durch strukturelles Übergewicht einer Markt­
seite zustande kommen. Dort, wo ein solches
strukturelles Übergewicht besteht, muß die
Rechtsordnung (Verbraucher- und Mieterschutz­
gesetzgebung) systematische Machtasymmetrien
ausgleichen. Viertens sind private Wettbewerbsbe­
schränkungen zu unterbinden, um die Bildung 
wirtschaftlicher Macht durch Kartellverbote und
Fusionskontrolle zu verhindern. Der pauschale
Ruf nach „Deregulierung“ ist verfehlt, beruhen
doch vielfältige Regulierungen auf den genannten
normativen Anforderungen an eine gerechte
Markt- und Wettbewerbsordnung.

2. Die Stellung des arbeitenden Menschen

Bei der näheren Ausgestaltung des Produktions­
prozesses kommt dem arbeitenden Menschen aus
sozialethischer Sicht der erste Rang zu . Eine ge­
rechte Wirtschaftsordnung muß möglichst allen 
arbeitsfähigen und arbeitswilligen Menschen die
Möglichkeit zur Arbeit geben, einen hohen Ertrag
der Arbeit zur Bestreitung des eigenen und des 
Lebensunterhalts der Familie sichern, Entfaltungs­
chancen in der Arbeit bei zumutbaren Arbeitsbe­
dingungen bieten sowie Mitsprache ermöglichen. 
Wenn man an diesen Kriterien empirisch erprobte
Formen der Arbeitsorganisationen mißt, läßt sich
folgendes festhalten: Die heute auch noch in man­
chen Entwicklungsländern zu findenden Formen
von Leibeigenschaft und (Schuld-)Sklaverei sind
entschieden zu verwerfen. Ebensowenig waren die
sozialistischen Modelle mit Staatseigentum auf­
grund des geringen Arbeitsertrages und die Ar­
beiterselbstverwaltung im früheren Jugoslawien 
mit ihrer strukturellen, systembedingten Arbeits­
losigkeit ethisch verantwortbare Organisationsfor-

10 In der kirchlichen Sozialverkündigung ist dieses Anlie­
gen besonders in der Enzyklika Laborem Exercens Johannes
Pauls II. von 1981 herausgestellt worden. Vgl. KAB (Hrsg.)
(Anm. 1).
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men. Vielmehr sind Wettbewerbsordnungen mit
Privateigentum an Produktionsmitteln aus der
Sicht der arbeitenden Menschen vorzuziehen,
wenn dort das strukturelle Übergewicht der Ar­
beitgeber auf dem Arbeitsmarkt durch staatliche 
Arbeitsgesetzgebung, die Möglichkeit kollektiver
Interessenvertretung (Gewerkschaften) und Mit­
bestimmungsrechte ausgeglichen wird.

Eine der Ursachen der Arbeitslosigkeit in einigen
Industrieländern - darunter auch der Bundesrepu­
blik Deutschland - liegt in der Kumulation von
Arbeitsrecht und seiner Auslegung durch die
Arbeitsrechtsprechung (z.B. Kündigungsschutz),
Mitbestimmungsrechten sowie dem Einsatz gewerk­
schaftlicher Macht im Rahmen der Tarifhoheit.
Wenn solche Arbeitnehmerrechte und deren Er­
gebnisse (Lohnhöhe) nicht mit der Sicherung von
Vollbeschäftigung vereinbar sind, stellen sie keine
gerechten Regeln, sondern Privilegien der Arbeits­
platzbesitzer dar, die diese nur durch Ausgrenzung
der Arbeitslosen durchsetzen können. Die Christ­
liche Sozialethik betrachtet diese Situation gemäß 
der „Option für die Armen“ aus der Perspektive
der Schwächsten, wie etwa der unqualifizierten 
Langzeitarbeitslosen.

Von den Gewerkschaften ist daher zu fordern, daß 
sie erstens Arbeitslose als Mitglieder aufnehmen,
ihnen zweitens in allen Entscheidungsgremien 
einen Minderheitenschutz gewähren und drittens
den Vertretern der arbeitslosen Mitglieder bei Ta­
rifvereinbarungen ein Vetorecht einräumen. So
könnte aus der bloß verbalen Solidarität mit den 
Arbeitslosen eine institutionalisierte und damit
reale Solidarität werden. Diese könnte dann die
Gewerkschaften veranlassen, beschäftigungshem­
mende Vorschriften beim Arbeitsrecht und bei den 
Mitbestimmungsrechten so einzugrenzen, daß sie
mit dem Ziel einer Wiederherstellung von Vollbe­
schäftigung vereinbar sind.

3. Die Eigentumsordnung der Gesellschaft

Die Gestaltung der Eigentumsordnung der Gesell­
schaft hat sich an Gemeinwohlerfordernissen zu
orientieren, wobei die Versorgung der Bevölke­
rung mit Gütern und Dienstleistungen und die
Würde der menschlichen Arbeit zentrale Gesichts­
punkte sind. Wenn man die empirisch erprobten
Eigentumsformen menschlicher Gesellschaften 
analysiert, muß man festhalten, daß diesen Anfor­
derungen Privateigentum am besten gerecht wird.

11 Vgl. John Rawls, Theorie der Gerechtigkeit, Frankfurt
a.M. 1979, S. 175. Rawls fordert für eine gerechte Ordnung,
daß „die am wenigsten Begünstigten gewissermaßen ein
Vetorecht“ erhalten.

Die von dem mittelalterlichen Theologen Thomas 
von Aquin (1225-1274) angeführten pragmati­
schen Begründungen für Privateigentum sind
durch die Erfahrungen immer wieder bestätigt
worden. Sie lauten: Erstens wird mit Gütern pfleg­
licher umgegangen, zweitens gibt es einen Anreiz
zur Arbeit und zur Ersparnisbildung und drittens
reduziert eine klare Abgrenzung von Eigentums­
rechten Konflikte. Die Gesellschaft darf auch
Eigentum ohne marktgerechte Entschädigung ent­
eignen und neu zuteilen, wenn - wie etwa bei
Großgrundbesitz in Lateinamerika - dieses sich als
Fundament gravierender sozialer Ungleichheiten
erwiesen hat und eine Entwicklungsblockade dar­
stellt. In Südkorea und Taiwan waren Agrar­
reformen Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Wirtschaftsentwicklung.

Die Eigentumsregelungen in den neuen Bundes­
ländern sind verfehlt, weil schon 1990 bekannt
war, daß sich die Rückgabe von Eigentum - bis
1995 ist nur über 30 bis 50 Prozent der Anträge
entschieden worden - als ein die Schaffung von
Arbeitsplätzen verhinderndes Recht darstellt. Das 
Eigentumsrecht der Einigungsgesetzgebung spie­
gelt ein altliberales Eigentumsverständnis wider, 
das sich auch nach der modernen Sozialphiloso­
phie nicht konsistent begründen läßt13. Der Be­
gründer der altliberalen Eigentumskonzeption,
John Locke, setzte bei seinem vorstaatlichen Na­
turrecht auf Eigentum voraus, daß es für jeden frei
zugängliche ungenutzte Bodenflächen gibt, so daß 
Fragen der Verteilungsgerechtigkeit nicht gegeben 
sind. Sobald aber nicht mehr jeder durch Arbeit
sich herrenlosen Boden beliebig aneignen kann,
muß die Gesellschaft kollektiv die Eigentums­
rechte zuteilen. Weil
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von den Arbeitslosen in den 
neuen Bundesländern nicht erwartet werden kann,
daß sie ihrer Arbeitslosigkeit zustimmen, damit
westdeutsche Alteigentümer ihr Haus oder Grund­
stück zurückerhalten, widerspricht die Eigentums­
regelung dem wichtigen wirtschaftsethischen
Postulat des „Vorrangs der Arbeit vor dem Kapi­
tal“14. ‘

In einer modernen Industriegesellschaft nimmt
ökonomisch wertvolles Eigentum vielfältigste For­
men an. Schon Adam Smith wußte, daß das heilig­
ste Eigentum jeder Gesellschaft das Eigentum ist,

12 Vgl. Joseph Höffner, Christliche Gesellschaftslehre,
Kevelaer 1983s. S. 307.
13 Vgl. Manfred Broder, Arbeit und Eigentum, Darmstadt
1992.
14 Dies übersieht Manfred Spieker, Eigentum und Ge­
meinwohl. Zur Problematik der Eigentumsregelung im Pro­
zeß der deutschen Wiedervereinigung, in: Die Neue Ord­
nung, 46 (1992), S. 371-381.
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das der arbeitende Mensch in seiner Arbeitskraft
erhält . Heute ist der Wert dieses Eigentums - die
Ökonomen sprechen von Humankapital -
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aufgrund
immer qualifizierterer Ausbildungsgänge erheblich
gestiegen. Bei der Betrachtung von Verteilungs­
fragen muß man neben dem Humankapital, das
langlebige Verbrauchsvermögen, Sozialversiche­
rungsansprüche, Haus- und Grundbesitz, Geld­
kapitalbildung (Sparguthaben, Versicherungen etc.) 
sowie Anteile am Produktionsvermögen (Aktien,
andere Unternehmensanteile) berücksichtigen.

Bei einer Reihe von Vertretern der Christlichen 
Sozialethik erfolgt
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teilweise - beeinflußt durch
marxistische Kategorien - eine Verengung auf die
ungleiche Verteilung des Produktionsmittelbesit­
zes. Die Kritiker berücksichtigen aber nicht ausrei­
chend, daß der soziale Sinn von Produktionsmittel­
eigentum die Bereitstellung von Risikokapital ist.
Diese Übernahme von Risiken wird zu Recht von
vielen Arbeitnehmern gescheut. In den USA ist
der Aktienbesitz nicht zuletzt deshalb stärker als in
Deutschland verbreitet, weil es dort keine staat­
liche Lotterie gibt, so daß Personen mit Spiel- und 
Spekulationsleidenschaft diesem an der Börse frö­
nen müssen .

4. Der Sozialstaat

Eine dynamische marktwirtschaftliche Ordnung ist
ein „Prozeß der schöpferischen Zerstörung“18. Die 
Früchte der Marktwirtschaft, die Innovations- pnd
Problemlösungsfähigkeit, sind ohne das Zerstöre­
rische der ökonomischen Revolutionen nicht zu
haben. Dieses äußert sich im ökonomischen Struk­
turwandel mit dem Untergang ganzer Berufsgrup­
pen, Unternehmen und Wirtschaftszweige. Um die
negativen sozialen Folgen kollektiver (Arbeits­
losigkeit) wie individueller Risiken (Krankheit,
Unfall etc.) aufzufangen, ist ein soziales Siche­
rungssystem unverzichtbar, weil nur so eine markt­
wirtschaftliche Ordnung zustimmungsfähig ist. Da­
her ist der Sozialstaat ein der Marktordnung
gleichgeordneter Bestandteil der Gesellschaftsord­
nung, nicht aber wie Neoliberale19 meinen, ein dem

15 Vgl. Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen, Mün­
chen 1983, S. 106.
16 Der Ausdruck Humankapital wird von manchen Theo­
logen nicht geschätzt, weil sie zutreffend unterstreichen wol­
len, daß Menschen unabhängig von ihrem Arbeitsvermögen
eine Würde zukommt.
17 Vgl. Erwin K. Scheuch/Ute Scheuch, USA - ein maro­
der Gigant? Amerika besser verstehen, Freiburg-Basel-
Wien 1992, S. 183.
18 Joseph A. Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und
Demokratie, München 19754, S. 134.
19 Vgl. etwa Gerd Habermann, Der Wohlfahrtsstaat. Die
Geschichte eines Irrwegs, Bonn 1994.

Markt untergeordneter Bestandteil, der beliebig
- vor allem in Krisenzeiten - zur Disposition ge­
stellt werden kann. Alle Bürger müssen jederzeit
mit einem Mindestmaß an Kaufkraft ausgestattet
werden, so daß sie am Marktgeschehen teilhaben
können. Das Existenzminimum ist dabei als ein so-
ziokulturelles Minimum anzusehen, das der allge­
meinen Einkommensentwicklung anzupassen ist.

Verfehlt sind aber auch Positionen, die die Sozial­
ordnung der Marktordnung verordnen wollen, wie
dies etwa die Anhänger eines „Grundeinkommens
ohne Arbeit“, des sogenannten Bürgergeldes, tun.
Diese Auffassung, die auch vereinzelt in der Christ­
lichen Sozialethik vertreten wird, berücksichtigt
nicht, daß eine gerechte Ordnung auf einem gleich-
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gewichtigen Verhältnis von Rechten und Pflichten 
für jedes einzelne Gesellschaftsmitglied zu beruhen
hat und daher dem Recht auf Grundeinkommen
notwendigerweise eine staatlich kontrollierte
Pflicht zur Arbeit gegenüberstehen müßte. Gemäß
dem Subsidiaritätsprinzip hat jeder Arbeitsfähige
die Verpflichtung, seinen Lebensunterhalt durch
eigene Arbeit zu bestreiten, statt sich den Ertrag
fremder Arbeit über den Sozialstaat ohne eigene
Leistung anzueignen. Im Gegensatz zum Grundein­
kommen hat die Arbeitslosen- und Sozialhilfe die
Pflicht, die Bedürftigkeit und Arbeitswilligkeit der
Betroffenen zu prüfen, um die Ausbeutung der Mit­
bürger zu verhindern, was leider nur unzulänglich 
geschieht; dies ist auch eine Ursache des berechtig­
ten Unbehagens am Sozialstaat.

5. Umwelt

Aus sozialethischer Sicht gehört die Erde allen 
Menschen, d.h. auch allen Generationen. Jede
Generation darf daher die Natur nur soweit für
ihre Zwecke nutzen, wie dies mit den legitimen 
Ansprüchen nachfolgender Generationen ver­
einbar ist21. Der heutige Ressourcenverzehr muß 
aus der Sicht kommender Generationen zustim­
mungsfähig sein. Die intergenerationelle Gerech­
tigkeit fordert daher:

- An die Umwelt dürfen nur soweit Schadstoffe
abgegeben werden, wie es die Aufnahmefähig­
keit und Selbstreinigungskraft der Natur zuläßt,
so daß ökologische Kreisläufe nicht zerstört
werden.

20 Vgl. Lieselotte Wohlgenannt/Herwig Büchele, Den
öko-sozialen Umbau beginnen: Grundeinkommen, Wien-
Zürich 1990, Kritisch zur Grundeinkommensidee: Joachim
Wiemeyer, Grundeinkommen ohne Arbeit?, in: Aus Politik
und Zeitgeschichte, B 38/88, S. 43-51.
21 Vgl. ausführlicher zur Ökologie: Michal Schramm, Vom
Geldwert der Schöpfung, Paderborn 1994.
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- Regenerierbare Vorräte (Holz, Wild, Fische
etc.) dürfen nur soweit genutzt werden, wie
dies ihre natürliche Regenerationsfähigkeit zu­
läßt.

- Nichtregenerierbare Ressourcen (z.B. fossile
Energien wie Erdöl) dürfen von den jetzigen
Generationen nur verbraucht werden, wenn die
nachfolgenden Generationen durch diesen un­
widerruflichen Ressourcenverzehr nicht ge­
schädigt werden, sondern durch einen erhöhten
Kapitalstock, technischen Fortschritt, Entwick­
lung von Ersatzenergien etc. Kompensationen
erhalten.

Diese ethischen Anforderungen müssen durch ein 
geeignetes umweltpolitisches Instrumentarium in
der Wirtschaftsordnung installiert werden.

6. Der Staat in der Wirtschaftsordnung

Neben der Gestaltung der Wirtschaftsordnung hat
der Staat auch für eine Stabilität des Geldes zu sor­
gen, indem dafür eine geeignete Institution, näm­
lich eine unabhängige Notenbank , errichtet wird. 
Daneben hat er auch Aufgaben einer aktiven Wirt­
schaftspolitik wahrzunehmen. Zu diesen Aufgaben
gehören die Installierung eines Bildungswesens, 
welches Chancengerechtigkeit für alle ermöglicht,
die Bereitstellung einer Infrastruktur, die die Vor­
aussetzungen für privatwirtschaftliche Aktivitäten
schafft (z.B. Verkehr, Abfallentsorgung), sowie
eine Politik des regionalen Ausgleichs. Außerdem
hat der Staat Marktrisiken einzugrenzen und un­
zumutbare teilweise zu übernehmen. Dies geschieht
z.B. durch Forschungsförderung und zeitlich be­
grenzte Subventionen als Start- und Anpassungs­
hilfen, nicht aber wie gegenwärtig durch dauer­
hafte Erhaltungssubventionen für Landwirtschaft
und Kohlebergbau.

Für seine vielfältigen Aufgaben benötigt der Staat
Einnahmen, die überwiegend über Steuern be­
schafft werden. Die Christliche Sozialethik sieht
eine progressive Besteuerung als legitim an, weil
Einkommen in einer komplexen Gesellschaft nicht 
allein auf individuellen Leistungen beruhen, son­
dern erst durch gesellschaftliche Vorleistungen,
die Ausbildung individueller Fähigkeiten (Bil­
dungswesen) und individuelle Leistungserstellung
(Rechtsordnung) ermöglicht werden. Daher ist es
legitim, daß die Gesellschaft auf hohe Einkommen
einen überproportionalen Zugriff nimmt. Dane­
ben muß der einzelne aber auch erst seine angebo­
renen Begabungen und Fähigkeiten entfalten und

22 Vgl. Franz Furger/Joachim Wiemeyer, Gutes Geld für
alle, Bonn 1991.

ausbilden und diese dann auch produktiv einset- 
zen. Daher hat man dem „Leistungsträger“ auch 
einen erheblichen Eigenanteil zu belassen. Eine
(fast) vollständige gesellschaftliche Aneignung in­
dividueller Leistungseinkommen wird entweder
Personen zur Abwanderung ins Ausland veranlas­
sen
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oder sie an einem umfassenden Einsatz ihrer
Fähigkeiten zum Wohle der Gesamtgesellschaft
hindern. Die Leistungsgerechtigkeit fordert, daß
auch nach der Besteuerung Leistungsunterschiede
erhalten bleiben.

Neben der Steuer stellt die Staatsverschuldung in
den letzten Jahren eine wachsende Einnahme­
quelle dar. Die Christliche Sozialethik sieht diese
nur dann als legitim an, wenn sie genutzt wird, um
im engen Sinne rentable Investitionsobjekte zu
finanzieren. Die heutige Staatsverschuldung geht
aber weit darüber hinaus. Dies ist abzulehnen, weil
sie erstens Politikern vor allem ermöglicht, den
Bürgern Staatsleistungen anzubieten, ohne zu­
gleich deutlich zu machen, wer genau wieviel dafür
bezahlen muß. Es widerspricht daher dem Demo­
kratieprinzip. Zweitens hat sie negative Vertei­
lungswirkungen. Während nur eine Minderheit der
Bürger Staatsschuldentitel hält und weitgehend
einkommensteuerfreie Zinseinkommen bezieht,
sind fast alle Staatsbürger an der Finanzierung der
Zinsen durch Steuern beteiligt. Heute zahlen auch 
Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger, Rentner, kin­
derreiche Familien etc. mindestens 20 Prozent
ihres Einkommens als Steuern, nämlich die Mehr­
wert-, Mineralöl-, Tabak-, Kaffee-, Teesteuer etc. 
Staatsverschuldung stellt damit eine gravierende
Verteilungsungerechtigkeit dar.

Die Christliche Sozialethik sieht aus ihrer Perspek­
tive also einen erheblichen Reformbedarf für die
Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik, die in
wichtigen Punkten nicht den genannten Anforde­
rungen einer ökosozialen Marktwirtschaft ent­
spricht. Neben institutioneilen Reformen hat aber
innerhalb der Ordnung auch die individuelle Ein­
stellung des einzelnen eine Bedeutung.

IV. Das Ethos der Wirtschaftsbürger

Unter den Bedingungen weithin gerechter Regeln
der Wirtschaftsordnung kommt dem individuellen
Verhalten der Bürger eine komplementäre Bedeu­
tung zu. Markttransaktionen können um so
kostengünstiger ablaufen, je begründeter das Ver­
trauen in die Vertragstreue der Geschäftspartner
ist. Ansonsten würden in der Gesellschaft hohe



Kosten der Abwicklung und Durchsetzung wirt­
schaftlicher Transaktionen auftreten, etwa durch
detaillierte Verträge und das Einklagen jeder ein­
zelnen Forderung. Ebenso ist die staatliche Ver­
waltung auf eine mehrheitliche Rechtstreue der
Bürger angewiesen, kann sie doch letztlich nicht 
bürokratisch umfassend kontrollieren, ob sie Ge­
setze (z.B. im Umweltbereich) einhalten, Steuern
und Sozialabgaben zahlen, nur in berechtigten Fäl­
len Sozialleistungen in Anspruch nehmen etc.

Wenn ein hinreichend soziales Ethos nicht gege­
ben ist (siehe z.B. Entwicklungsländer, Ostblock)
oder langsam verfällt (Beispiel: Korruptionsskan­
dale in der Bundesrepublik), sind die gesellschaft­
lichen Transaktionskosten hoch bzw. steigen. 
Überhöhte Transaktionskosten mindern aber
Arbeitseinkommen und Gewinne. Eine sinkende
Geschäftsmoral (z.B. Insidergeschäfte an Börsen)
stellt eine Vernichtung gesellschaftlich wertvollen
Kapitals dar. Häufig ist ein solcher Verfall durch
verfehlte gesellschaftliche Regeln oder durch das 
Verhalten von einflußreichen Entscheidungsträ­
gern (Politikern, Managern, Gewerkschaftsfunk­
tionären) induziert. Die Christliche Sozialethik 
fördert das individuelle Ethos und versucht, es
durch die Mitarbeit an der Erstellung von Verhal­
tenskodizes zu stabilisieren und zu stärken.

V. Internationale Wirtschaftsordnung

Eine gerechte internationale Wirtschaftsordnung24
setzt voraus, daß die Ordnung für möglichst viele
Länder annehmbar ist. Gemäß der „Option für die
Armen“ ist aus der Perspektive von Entwicklungs­
ländern die gegenwärtige Weltwirtschaftsordnung
zu analysieren: Auch nach Abschluß der Uruguay-
Runde des GATT gibt es für viele Entwicklungs­
länder keineswegs ausreichende Möglichkeiten,
auf dem Wege der Selbsthilfe ihre Produkte auf
den Märkten der Industrieländer abzusetzen. Die
vielfältigen protektionistischen Hindernisse, als
Verstöße gegen die internationale Leistungsge­
rechtigkeit, verursachen nach Berechnungen der
Weltbank 1989 Verluste von rd. 100 Mrd. US-Dol­
lar jährlich, die sich damit auf das Doppelte der
Entwicklungshilfe von damals 50 Mrd. US-Dollar25
belaufen.

23 Vgl. F. Furger (Anm. 2), S. 257.
24 Vgl. Joachim Wiemeyer, Die Weltwirtschaftsordnung
aus sozialethischer Sicht, in: M. Heimbach-Steins u.a.
(Hrsg.) (Anm. 3), S. 347-366.
25 Vgl. Neunter Bericht der Bundesregierung zur Entwick­
lungspolitik, Drucksache 12/4096, Bonn 1992, S.27.

Weiterhin gibt es keine internationale Wettbe­
werbsbehörde, die private Wettbewerbsbeschrän­
kungen (z.B. transnationaler Konzerne) über­
wacht. Darüber hinaus sind in einer Reihe von 
Entwicklungsländern die ökonomischen Aus­
gangsbedingungen so unzureichend, daß sie selbst
bei globaler Leistungsgerechtigkeit nicht in der
Lage wären, ausreichend profitabel am Weltmarkt
teilzuhaben. Hier müssen erst die grundlegenden
gesellschaftlichen Institutionen aufgebaut werden,
wozu die Entwicklungshilfe beizutragen hat.

Oben wurde aufgezeigt, daß der Wettbewerb als
„Prozeß schöpferischer Zerstörung“ immer wieder
erhebliche Risiken mit sich bringt. Diese Markt­
risiken können für Entwicklungsländer soweit ge­
hen, daß das nackte Überleben von Millionen von
Menschen bedroht ist. Eine internationale Wettbe­
werbsordnung bedarf daher auch einer komple­
mentären globalen Sozialordnung, die dafür sorgt,
daß dort, wo der Staat eines Entwicklungslandes
nicht in der Lage ist, das Überleben aller Men­
schen in seinem Territorium zu sichern, dies durch
externe Hilfe gewährleistet wird.

Weiterhin stellt sich die Aufgabe, die von einzel­
nen Ländern ausgehenden Umweltbelastungen
insgesamt so zu begrenzen, daß die globale Um­
welt nicht gefährdet wird26. Dazu bedarf es einer
Verminderung der Umweltbelastungen der Indu­
strieländer, damit in Entwicklungsländern
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das 
wegen einer wachsenden Bevölkerung und ver­
breiteter Armut notwendige Wirtschaftswachstum
ökologisch möglich wird.

VI. Fazit

Es wurde versucht aufzuzeigen, daß aus der
Perspektive der Christlichen Sozialethik kritische
Anstöße für die Gestaltung nationaler und inter­
nationaler Wirtschaftsordnungen gegeben werden
können. Menschliche Gesellschaften sind aus 
christlicher Sicht immer unvollkommen und daher
für institutionelle Reformen zu je größerer Ge­
rechtigkeit offen. Die Christliche Sozialethik ist
der Überzeugung, daß sie diese Positionen auch 
rational nachvollziehbar im Rahmen einer Sozial­
philosophie zu begründen vermag und damit auch 
für Nichtchristen einsehbar machen kann.

26 Vgl. Franz Furger/Joachim Wiemeyer, Wirtschaft: glo­
bal und ökologisch, Bonn 1994.



Gerd Iben

Sozialethik, Marktwirtschaft und Gemeinsinn

I. Vorbemerkungen

Immer häufiger tauchen Wörter wie Ethik, Sozial­
ethik oder Bio-Ethik in der öffentlichen Diskus­
sion auf. Der Verlust von „Sinnorientierung“ in
der „Risikogesellschaft“ wird beklagt. Die zuneh­
mende Spaltung in Arm und Reich wirft Fragen
nach der Verteilungsgerechtigkeit auf.

Die deutsche Einheit, ihre Probleme und die Auf­
forderung zum Teilen stellen nicht nur die Lei­
stungsfähigkeit der alten Bundesrepublik auf eine 
harte Probe, sondern appellieren auch an ein so­
zialethisches Selbstverständnis von Gesellschaft
und Politik.

Ich werde im folgenden in vier Abschnitten über
eine Sozialethik, ihre Begründungsversuche und
ihre Konsequenzen für politisches Handeln und 
bürgerliche Mitbestimmung, besonders im Ge­
meinwesen, zu reflektieren versuchen, dabei aber
die Bio-Ethik ausklammern.

II. „Moral schlägt Profit“

Unter diesem Titel stellte Piper 1992 seinen Be­
richt über die nordamerikanische Bewegung der
Kommunitaristen (Communitarians = Gemein­
schaftier), die inzwischen durch zahlreiche weitere
Publikationen hierzulande bekannt geworden sind.
Bereits 1992 zählten mehr als 1100 Wissenschaftler
zu ihrer Bewegung, unter ihnen auch die Philoso­
phen und Sozialwissenschaftler Amitai Etzioni und 
Michael Walzer. Sie fordern „die Abkehr von der
ungezügelten Gier nach Geld und die Rückkehr zu
moralischen Werten und zur Orientierung am Ge­
meinwohl“.

Die Kommunitaristen setzen sich besonders mit
dem Wirtschaftssystem, vor allem mit der Markt­
wirtschaft, ihrem moralischen Fundament und
ihrer Verankerung im Gemeinwohl auseinander.

1 Nikolaus Piper, Moral schlägt Profit, in: Die Zeit vom
10. April 1992, S.31; ders., Die moralische Dimension, in:
Die Zeit vom 23. Dezember 1994, S. 28.

Es handelt sich um eine Gegenbewegung gegen die
Philosophie des Monetarismus, wie sie von Milton 
Friedman oder in Deutschland durch Friedrich A.
von Hayek vertreten wird, wonach der freie Geld­
markt allein Wohlstand schafft. Unter Ronald
Reagan und Margaret Thatcher hat das Vertrauen
auf die Selbstregulierung des Geldmarktes zu einer
krassen Auseinanderentwicklung der Gesellschaft
geführt mit unvorstellbaren Reichtums- und
Machtkonzentrationen einerseits und rasch wach­
sender Verarmung und Obdachlosigkeit breiter
Schichten der Gesellschaft andererseits. „Die Rei­
chen wurden reicher, die Armen ärmer.“

Diese Umverteilungspolitik konnte durchgesetzt
werden, weil nach John K. Galbraith „Die Kultur
der Zufriedenheit“, das egoistische Besitzstands­
denken der Privilegierten die steigende Zahl der
Armen und Obdachlosen ignorierte und aus­
grenzte3. Die städtischen Unruhen der sechziger
Jahre und die jüngsten von Los Angeles haben das 
Bewußtsein der Privilegierten noch kaum verän­
dert, obwohl inzwischen auch die Vorstädte vom 
städtischen Niedergang berührt werden und die
Angst vor Kriminalität auch dort steigt4.

Für die „Gesellschaft der Zufriedenen“ funktio­
niert auch die Marktwirtschaft ebenso wie das Bil­
dungssystem, während das untere Drittel als
Marktverlierer und Bildungsversager erscheint.

Die Kommunitaristen haben in ihrer Programm­
schrift „The Good Society“ auch die Wirtschafts­
ideologie der USA und die „Tyrannei des 
Marktes“ kritisiert. „Geld und Macht sind notwen­
dige Mittel, aber sie sind nicht die geeigneten Maß­
stäbe für eine gute Gesellschaft und eine gute 
Welt.“5 Die Antworten zielen auf eine umfassende
Reform der Institutionen in Wirtschaft, Politik,
Erziehung und religiösem Leben im Sinne von Ge­
meinwohlorientierung.

2 Theo Sommer, Amerikas glanzvolle Misere, in: Die Zeit
vom 6. November 1992, S. 83.
3 Vgl. John F. Galbraith, Herrschaft der Zufriedenen, in:
Der Spiegel vom 31. August 1992, S. 136-146; ders., Die
Herrschaft der Bankrotteure, Hamburg 1992.
4 Vgl. Tasso Enzweiler, Flucht in die Vorstadt, in: Die Zeit
vom 6. November 1992, S. 39.
5 Robert N. Bellah u. a., Gegen die Tyrannei des

1

Marktes,
in: Frankfurter Rundschau vom 28. Januar 1992, S. 12.
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In Verbindung mit einer Wiederentdeckung der
wirtschaftspolitischen Ideen von John Maynard 
Keynes, die auch in der sozialen Marktwirtschaft
der Bundesrepublik bis Ende der siebziger Jahre
dominierten und dann durch den Monetarismus 
der sogenannten „Chicago Boys“ um Milton Fried­
man abgelöst worden sind, hat auch ein Umden­
ken bei amerikanischen Jungmanagern eingesetzt:
„War in den gierigen Achtzigern der erfolgreiche 
Börsenjobber das Ideal..., orientieren sich heute
die Studenten (der Business-Schulen) eher an neo- 
keynesianischen Ideen und fragen nach der Ver­
antwortung des Managers. Kommunikation, Glo­
balisierung und Ethik sind die Modethemen an den 
Eliteschulen, denen sich kaum ein Institut verwei­
gern kann.“

Nach Milton Friedman realisiert sich Freiheit am
ehesten durch den freien Fluß des Geldes. Er sagt
von sich selbst: „Ich bin die Inkarnation des Auto­
matismus, der den Tüchtigen auch wohlhabend
werden läßt.“7 Der Sozialstaat ist ihm ein „teures
Monster“, und sozialer Wohnungsbau scheint ihm
ebenso absurd wie staatliche Altersversorgung
oder die Festsetzung eines Mindestlohnes. Die
Botschaft „der Chicago Boys“ läuft auf die bizarre
Formel hinaus: „Sich individuell maximal berei­
chern zu können, ist die Mutter aller bürgerlichen
Freiheiten.“8

Schon Adam Smith (geboren 1723) hatte eine Frei­
heit des Handels und des Marktes propagiert, die
wie „von unsichtbarer Hand gelenkt“ das Gesamt­
interesse der Gesellschaft fördern. Doch schrieb 
Smith auch eine „Theorie der ethischen Gefühle“
und warnte vor der Selbstsucht der aufstrebenden
Klasse und vor ihrer Jagd nach Reichtum. Nicht
nur bei Monopolbildung, sondern bei vielen ande­
ren Marktgefährdungen verlangte er steuernde
Eingriffe des Staates9. Es gibt genügend Belege da­
für, daß der sich selbst überlassene Markt ohne be­
stimmte Ordnungsstrukturen zu wachsender Un­
gleichheit führt und sich selbst abschafft, worauf
Galbraith, Gorz, Mydral u.a. wiederholt hinge­
wiesen haben.

Das

6

deutsche Wirtschaftswunder ist wesentlich von
einer aktiven und antizyklischen Geld- und Wirt­
schaftspolitik und der sozialen Marktwirtschaft ge­
prägt worden, die die Sozialpflichtigkeit des Eigen­

6 Lothar Schnitzler, Business Schools - Schlichtweg peinlich,
in: Wirtschaftswoche vom 30. Oktober 1992, S. 98 u. 103.
7 Zit. nach Uwe Jean Heuser, Geld, Freiheit, Ideologie, in:
Die Zeit vom 13. November 1992, S. 37.
8 Claus Noö, Aufklärung ist gefragt, in: Die Zeit vom
27. November 1992, S. 24.
9 Vgl. Heinz D. Kurz, Eigenliebe tut not, in: Die Zeit vom
1. Januar 1993, S.25.

tums höher einstufte als die Profitrate und die
energisch gegen die ständige Gefahr der Markt­
beherrschung durch Monopolbildung agierte. Als
diese an Keynes orientierte und von Ludwig Er­
hard und Karl Schiller vertretene Markt- und Kon­
junkturpolitik vom Monetarismus abgelöst wurde,
begann auch hierzulande die bereits in den USA
deutlich gewordene Auseinanderentwicklung und 
die Auflösung der „Mittelstandsgesellschaft“ in die
Reichen und die Armen.

Wieviel Ungleichheit und Armut, wieviel Ausein­
anderentwicklung verträgt die Demokratie, oder
welches notwendige Maß an Gerechtigkeit braucht
sie als unerläßliches Fundament? Ist unsere west­
liche Kultur überhaupt noch zu einer Umkehr
fähig, oder trifft zu, was Leonardo Boff ihr be­
scheinigt: „Die Kultur des Westens ist eine Kultur
des Todes, weil sie auf eine Anhäufung von mate­
riellen Gütern konzentriert ist. Da ist nur der Wille
zur Macht, zum Gewinn, zur Beherrschung der an­
deren. Dies alles macht uns zu Gefangenen dieser
Zivilisation.“

Zu einer ähnlichen Einschätzung wie Boff gelangt 
eine eher entgegengesetzte katholische Position. 
Das deutsche Sekretariat der Pax-Christi-Bewe-
gung formulierte in einer Broschüre über das
„Gewaltverhältnis Nord-Süd“ (Bad Vilbel 1993)
eine außerordentlich scharfe Kampfansage an die
„Ideologie des Marktes“. Die Steuerung des Welt­
handels werde dazu benutzt, die Starken zu begün­
stigen und die Schwachen auszugrenzen. Mit Hilfe
der Verschuldung würden Abhängigkeit, weiter
steigende Armut und ökologischer Raubbau er­
zwungen. Die damit wachsenden sozialen Span­
nungen werden durch die Aufrüstung der meist 
korrupten Eliten unterdrückt. Die Rüstung des 
Nordens wende sich gegen die von Armut und 
Bürgerkriegen ausgelösten Wanderungsbewegun­
gen. Der Markt als „Götze“ trage totalitäre Züge,
schaffe Ungerechtigkeit und schließe mit dem ihn
beherrschenden „kapitalistischen Wirtschafts- und
Lebensmodell“ die Mehrheit der Weltbevölkerung
aus. Damit verweigere er ihnen Entwicklungschan­
cen, reduziere Gerechtigkeit auf Marktgerechtig­
keit und nehme vielen das Recht auf Leben und 
Partizipation. Der Glaube an ständiges wirtschaft­
liches Wachstum und an den sich damit steigern­
den Reichtum bedrohe die Schöpfung11.

Helmut Schmidt, Marion Gräfin Dönhoff u.a. ha­
ben in einem Manifest unter dem Titel „Weil das

10 Interview mit Leonardo Boff, in: Frankfurter Rund­
schau vom 3. September 1992.
11 Vgl. dazu auch Frankfurter Rundschau vom 27. Dezem­
ber 1993, S. 12.
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Land sich ändern muß“ ebenfalls eine Analyse un­
serer Gesellschaft und Politik eingeleitet und für
eine Neubesinnung in Richtung des Kommunita-
rismus plädiert: „Wir müssen alle zurückstecken
und unseren Lebensstil ändern.“ Gegenüber Ego­
ismus, Anspruchsdenken und Gewaltbereitschaft
argumentieren sie, daß „eine permissive society, 
die keine Grenzen setzt und keine moralischen
Schranken errichtet, letzten Endes zur Zerstörung
von Freiheit und Liberalität“ führt. Sie schließen
mit der Forderung: „Das Gemeinwohl muß wieder
an die erste Stelle rücken. Es ist ein Skandal, daß
Gewalt, Korruption und ein egozentrischer Be­
reicherungstrieb als normal angesehen werden,
während ein unter Umständen sich regendes Un­
rechtsbewußtsein kurzerhand mit dem Hinweis auf
die ,Selbstregulierung des Marktes6 beschwichtigt 
wird... Wir haben es satt, in einer Raffgesell­
schaft zu leben, in der Korruption nicht mehr die
Ausnahme ist und in der sich allzuvieles nur ums
Geldverdienen dreht. Es gibt Wichtigeres im Le­
ben des einzelnen wie auch im Leben der Na­
tion.“

Gibt es aber in einer pluralistischen Gesellschaft
noch einen ethischen Konsens für solche Forde­
rungen, und worauf läßt er sich gründen?

III. Grundlagen und Grundfragen
einer Sozialethik

Nach den Hinweisen auf eine Reihe von fruchtba­
ren Anstößen zu einer sozialethischen Neubesin­
nung, besonders aus dem Kommunitarismus, soll
nun nach der möglichen Basis für eine Sozialethik
gefragt werden. Zweifellos gibt es inzwischen
einen breiten Konsens darüber, daß angesichts der
drohenden Klimakatastrophe, des Anwachsens
von Hunger, Krieg, Gewalt und Armut und der
ungeheuren Ungleichverteilung des Reichtums wir
nicht so weitermachen können wie gehabt: „Nach 
uns die Sintflut.“

Auf der Suche nach Begründungen einer Sozial­
ethik sollen im folgenden neben dem christlichen
Ansatz diejenigen von Popper, Jonas, Rawls, 
Habermas und Fromm befragt werden. Letztgül­
tige Begründungen einer Ethik sind nur als Glau­
bensentscheidungen möglich und schwer objektiv
oder subjektiv zu legitimieren, was wiederholt ver­
sucht worden ist. Der Auftrag Jesu „Liebe deinen

12 Marion Gräfin Dönhoff u. a., Weil das Land sich ändern
muß, Reinbek 1992, ferner in: Die Zeit vom 13. November
1992,8.3.

Nächsten wie dich selbst“ oder „Alles, was euch
die Leute tun sollen, das tut ihnen auch“ ist zwar
göttliches Gebot, aber auch rational begründbar
und liegt nahe bei Kants ethischem Imperativ:
„Handle so, daß du auch wollen kannst, daß deine
Maxime allgemeines Gesetz werde.“

Die kirchlichen Sozialethiken sind vorreformato-
risch von den guten Werken geprägt, die zum Him­
melreich führen, nach Luther durch das Geschenk
der göttlichen Gnade, die den Gläubigen zur
Nächstenliebe verpflichtet. Auch in der jüdischen
Religion ist z. B. bei Buber das Verhältnis zum Du
durch die Beziehung zu Gott bestimmt. Obwohl
die
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christliche Sozialethik das abendländische
Denken bis heute deutlich bestimmt hat, bleibt zu 
fragen, ob sie auch das ethische Begründungsfun­
dament in der pluralistischen Gesellschaft abgeben
kann.

Hans Küng, der bekannte Theologe, fordert ange­
sichts der moralischen Krise des Westens und der
Entzauberung der modernen Fortschrittsideologie
das „Projekt Weltethos“ als einen Dialog zwischen
den Weltreligionen und allen Wissenschaften. Von
den christlichen Religionen erwartet er einen wich­
tigen Beitrag dazu, ohne ihnen ein „Monopol auf
Wahrheit“ zuzugestehen. Dabei verweist Küng vor
allem auf die Erklärung der „Weltkonferenz der
Religionen für den Frieden“ von 1970 in Kyoto/
Japan, wo eine Reihe gemeinsamer Maximen im
Sinne eines Weltethos formuliert worden sind. 
Von seiner Basis in der christlichen Botschaft aus 
begründet Küng die Notwendigkeit eines Konsen­
ses zwischen den verschiedensten Glaubens-,
Denk- und Wissenschaftsrichtungen in einer plura­
listischen Welt .

Der kritische Rationalismus Karl Poppers hinge­
gen hält alle ethischen Letztbegründungen für ge­
scheitert. Die offene Gesellschaft ist als dynami­
sche auf Wandel angelegt, der auch die Maßstäbe
einbezieht. Die so definierbare evolutionäre Ethik
votiert für Offenheit und Pluralismus aus der
Überzeugung, daß nur das Ensemble konkurrie­
render Wahrheiten oder Erkenntnisse eine hu­
mane Gesellschaft erhalten kann14.

Diese positive Bewertung des Pluralismus findet
sich auch in John Rawls’ „Theorie der Gerechtig­
keit“. Er definiert Gerechtigkeit als Fairneß: „Ge­
recht ist, worauf sich freie und gleiche Bürger un- 13 14 * 

13 Vgl. Hans Küng, Projekt Weltethos, München-Zürich 
1992.
14 Vgl. Karl Popper, Die offene Gesellschaft und ihre
Feinde, Bern-München 1970; Ulrich O. Sievering (Hrsg.),
Kritischer Rationalismus heute, Arnoldshainer Texte, Bd. 54, 
Frankfurt a. M. 1988.
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ter fairen Bedingungen einigen.“ Es handelt sich
also um eine Vertragstheorie, ähnlich dem „Con- 
trat social“ Rousseaus. Rawls geht von einem glei­
chen Urzustand aller aus, „wo niemand spezielle
Privilegien oder eine größere Zuteilung an Grund­
gütern“ beanspruchen kann. Alle Bürger haben
die moralische Befähigung zu einer Konzeption
des Guten und schaffen mit Hilfe eines übergrei­
fenden Konsenses auch im Pluralismus eine soziale
Ordnung, die durch vernünftige Argumente legiti­
miert wird. Die „wohlgeordnete Gesellschaft“ ist
gekennzeichnet durch ein Gleichgewicht sozialer 
Kräfte und eine völlige Transparenz oder Öffent­
lichkeit der institutioneilen Regeln. Es ist Aufgabe
des demokratischen Staates, die Grundfreiheiten
zu schützen und eine Konvergenz von Gruppen-
und Einzelinteressen durch Verfassungseinrichtun­
gen auszubalancieren. Der verbindende Konsens 
stellt sich als ein Ergebnis der öffentlichen Tradi­
tionen des politischen Denkens einer Gesellschaft 
her. Damit bezieht Rawls auch eine historische Di­
mension ein, wozu religiöse oder philosophische 
Lehren gehören, aber auch intuitive Gedanken. In
ihnen konkretisiert sich die Idee des Guten als das
Vernünftige, die im Pluralismus nicht durch eine
einzige Lehrmeinung vertreten werden kann .

Dieser umfassende Versuch Rawls’, eine Ethik im
Pluralismus zu begründen, läßt noch offen, was mit
Gerechtigkeit gemeint ist und postuliert eine intui­
tive Übereinstimmung im Glauben an das Ratio­
nale. Dabei wird das Unvernünftige, das Irratio­
nale, Unbewußte und Emotionale weitgehend 
ausgeblendet. Der ideale Urzustand, wo alle gleich
und autonom sind, wird als Bewertungsgrundlage
und als ein Gleichgewicht der Kräfte angenom­
men. Wie aber kann Gerechtigkeit unter unglei­
chen und ungerechten Bedingungen erreicht wer­
den, welche sozialethischen Regeln können den
Interessenkampf zum Interessenausgleich bringen?

Wesentlich bleibt seine Betonung der Werte Ge­
rechtigkeit, Gleichheit und Autonomie, die im
sozialen Konsens eingeschlossen sind und in Ko­
operation und Kommunikation immer neu ausge­
handelt werden.

Rawls zeigt damit eine Nähe zum Denken von Jür­
gen Habermas, mit dem er auch Diskurse geführt
hat. In seinem jüngsten Buch „Faktizität und Gel­
tung“16 geht es Habermas ebenfalls um die Be­
gründung von Moral, Ethik und Recht, der er ähn­
lich wie Rawls eine „Gleichursprünglichkeit“ der

15 Vgl. John Rawls, Die Idee des politischen Liberalismus,
Frankfurt a. M. 1992.
16 Vgl. Jürgen Habermps, Faktizität und Geltung, Frank­
furt a. M. 1992.

Diskurse oder die Einheit der „kommunikativen
Vernunft“ zugrunde legt. An die Stelle der „intui­
tiven Gedanken“ tritt die „Lebenswelt“ als Grund­
lage einer „situativen Konsensbildung“. Als „ge­
recht bezeichnet Habermas solche diskursiv 
gewonnenen Normen, die dem harten Test der
Verallgemeinerbarkeit von Interessen genügen“.

Die Diskursethik entwickelt keine allgemeingülti­
gen moralischen Normen, sondern beschreibt ein
Verfahren, wie man in Handlungskonflikten Über­
einstimmung erreichen kann. Ähnlich wie bei
Rawls wird von einer gedachten Idealsituation aus­
gegangen18.

Wesentlich scheint mir, daß Sinnfindung und Er­
kenntnis bei Habermas nicht beim einsamen Den­
ker, sondern in der Verständigung sich wechselsei­
tig anerkennender Individuen, also im Dialog oder
Diskurs angesiedelt sind. Die Grenzen dieses An­
satzes scheinen wie bei Rawls in einer gewissen
ahistorischen Sicht zu liegen. Normen sind in oft 
langen Traditionen entstanden und können auch in
der pluralistischen Gesellschaft nicht ständig neu 
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ausgehandelt werden, selbst wenn sie immer neu 
legitimiert werden müssen. Die notwendige Konti­
nuität des Denkens ist durch ständiges Aushandeln
nicht herstellbar. Außerdem setzt die ideale Dis­
kurssituation nicht nur gemeinsame Sprachnor­
men, sondern auch gemeinsame Grundwerte wie
Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidarität voraus.
Ohne ein entsprechendes Vorverständnis können
wir uns nicht verständigen.

In der pluralistischen Gesellschaft stellt sich der
notwendige Konsens dort her, wo divergierende
Ansichten, Traditionen, Lebenswelten, Philoso­
phien eine gemeinsame Schnittfläche aufweisen, 
wie z.B. in Sätzen wie: „Das Leben auf der Erde
darf nicht zerstört werden.“

Damit komme ich zu dem Begründungsversuch
der „Verantwortungsethik“ von Hans Jonas, der
den Imperativ Kants abwandelt: „Handle so, daß 
die Wirkungen deiner Handlung verträglich sind
mit der Permanenz echten menschlichen Lebens
auf Erden.“19

Jonas ist ähnlich wie die Autoren des Club of
Rome, wie Erich Fromm, Capra u.a. von der Ein­
sicht getrieben, daß die Verheißungen der moder­

17 Gunter Teubner, De collisione discursum, in: Frankfur­
ter Rundschau vom 11. November 1992, S. B 7.
18 Vgl. Manfred Frank, Kleiner (Tübinger) Programment­
wurf, in: Frankfurter Rundschau vom 5. März 1988, S. ZI 33;
ferner Andreas Kuhlmann, Das gute Leben und der Sinn, in:
Frankfurter Rundschau vom 6. Februar 1992, S. 14.
19 Hans Jonas, Das Prinzip Verantwortung, Frankfurt
a. M. 1979, S. 36.
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nen Technik in Bedrohungen umgeschlagen sind.
Die Verletzlichkeit der Natur zwinge zu neuen
Sichtweisen. Jonas knüpft wie vor ihm Erich 
Fromm am Denken Albert Schweitzers an, dessen 
„Ehrfurcht vor dem Leben“ zu einer diesseitigen 
Begründung des Eigenwerts und Eigenrechts des
Seienden wird. Das Sein wird zum positiven Wert,
die Selbsterhaltung zur Selbstbejahung. Nicht der
Zustand des menschlichen Willens wie bei Kant,
sondern das Sein selbst wird zur Begründung der
Moral. Dabei bleibt Jonas allerdings den Nachweis
schuldig, wie aus der Betrachtung des Seins das 
Sollen entspringt. Eine Ethik der Erhaltung und 
Bewahrung kann allenfalls aus der sonst drohen­
den Zerstörung der Lebensgrundlagen des Men­
schen entstammen. Der Mensch kann keine außer
ihm selbst liegenden ethischen Begründungen fin­
den oder entwickeln. Selbst der Glaube an eine 
göttliche Schöpfungsordnung liefert noch keine 
moralischen Regeln. Nur der Mensch braucht auf
Grund seiner Instinktunsicherheit ein Orientie­
rungssystem, wie die Ethik eines ist.

Die Konsequenzen dieser Verantwortungsethik
sind von anderen Autoren, wie z.B. von Erich
Fromm, schon sehr viel konkreter benannt wor­
den, ebenso von den Autoren des Club of Rome.
Fromm richtet sich dabei nicht auf eine Ethik als
eine Einstellung zur Natur. Es geht ihm um die
.seelischen Grundlagen einer neuen Gesellschaft.
Dabei meint er das Wort „Sein“ nicht im Sinne von
Jonas, sondern als Gegensatz zu „Haben“. Er
greift unser westliches Gesellschaftssystem an, da 
es von falschen Prämissen regiert werde, wie z. B.

1. von einem radikalen Hedonismus, der ein Ma­
ximum an Lust als Ziel des Lebens erklärt, und

2. davon, daß „Egoismus, Selbstsucht, Habgier -
Eigenschaften, die das System fördern muß, um
existieren zu können - zu Harmonie und Frieden
führen können“. „Habgier und Frieden schließen 
einander aus.“ Statt zu fragen: „Was ist gut für den
Menschen?“ heißt es nur: „Was ist gut für das 
Wachstum des Systems?“ Diese Gesellschaftskri­
tik klingt sehr aktuell. Doch was ist zu tun?

IV. Sozialethik und Gemeinsinn

„Was ist notwendig, um die Neubelebung des un­
gestümen Kapitalismus zu verhindern, die Ab­
wärtsspirale aus Verarmung und Naturzerstörung

20 Erich Fromm, Haben oder Sein, München 1980, S. 15,
17 u. 19.

zu stoppen, die Aushöhlung von Gemeinsinn und
Verantwortung zu beenden und die kolonialen und
militaristischen Denkweisen zurückzudrängen?“

Fromm weist nach, daß Habgier und Selbstsucht
verdummen und den Selbsterhaltungstrieb betäu­
ben. Wie schon im Boff-Zitat im ersten Abschnitt
formuliert, sei unsere westliche Gesellschaft auf
Haben begründet, auf dem Gefühl des Besitzens 
und der Heiligsprechung von Arbeit, Eigentum,
Profit und Macht. Der vorherrschende „Marke­
ting-Charakter“ beurteile den Menschen nur nach 
seinem Waren- und Gebrauchswert, was schon 
Marx als Entfremdung anprangerte. Der Glaube
an ein unbegrenztes Wachstum passe nicht in die
endliche Welt. Der notwendige Wandel zielt auf
eine Existenzweise des Seins, wie sie Fromm unter
Hinweis auf Buddha, Jesus, Meister Eckhart und
Marx fomuliert: „Viel zu sein, statt viel zu
haben.“22

Weder Fromm noch ich selbst möchten für die
Aufhebung jeglichen Privatbesitzes plädieren,
aber im allenthalben zur Schau gestellten Reich­
tum und seiner Bewertung als höchstes mensch­
liches Ziel steckt ein zutiefst unchristliches, inhu­
manes und ungerechtes Verteilungsdenken. Schon
Augustinus sagte: „Der Überfluß der Reichen ist
der Mangel der Armen.“ Reichtum ist immer auch 
Bereicherung auf Kosten anderer, was am deut­
lichsten am Grundbesitz zu zeigen ist. Die Erde
hat keiner von diesen Besitzern geschaffen,
sondern wie Heinrich Heine formuliert: „Das
Erbe der Gesamtheit wird dem einzelnen zur
Beute.“

Erich Fromm setzt bei aller Systemkritik zuerst bei 
einer Neuorientierung des einzelnen Menschen an,
„dessen Charakterstruktur folgende Züge aufwei­
sen soll“ (ich zitiere nur drei von 21 Merkmalen):

die Bereitschaft, alle Formen des Habens auf­
zugeben, um ganz zu sein;

- den Glauben an das, was man ist, und auf dem 
Bedürfnis nach Bezogenheit, auf Interesse,
Liebe und Solidarität mit der Umwelt, statt des 
Verlangens, zu haben, zu besitzen und die Welt 
zu beherrschen und so zum Sklaven des eigenen
Besitzes zu werden;

- Freude aus dem Geben und Teilen, nicht aus 
dem Horten und der Ausbeutung anderer zu
schöpfen.“23

21 Michael Müller, Die Krise der Gesellschaft ist eine Krise
der Reformidee, in: Frankfurter Rundschau vom 24. Juni
1993, S. 11.
22 E. Fromm (Anm. 20), S. 27.
23 Ebd.,S. 163 f.
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Nach diesen Charaktereigenschaften entwickelt
Fromm Vorschläge zur Durchsetzung einer „akti­
ven Mitbestimmungsdemokratie“, die einen Unter­
schied setzt zur „passiven Zuschauerdemokratie“.
Er fordert militante Verbraucherorganisationen,
Nachbarschaftsgruppen, wirksame Systeme zur
Verbreitung objektiver Informationen und zur Be­
grenzung manipulativer Werbung, humanes statt
bürokratisches Management und weitgehende De­
zentralisierung von Politik und Wirtschaft als
Grundlage einer aktiven Mitbestimmung. Für eine 
neue Sozialethik argumentiert er in doppelter
Weise: Viele Menschen hätten festgestellt,

1. daß ihr Leben interessant und aufregend ge­
worden sei, als sie anfingen, sich für Probleme
der Gemeinschaft zu engagieren,

2. daß schon aus rein ökonomischen Gründen
eine neue Ethik, eine neue Einstellung zur Na­
tur, daß menschliche Solidarität und Koopera­
tion notwendig seien, wenn die westliche Welt
nicht ausgelöscht werden solle .

In Fortsetzung der Arbeiten von Oswald von Nell-
Breuning plädiert Friedhelm Hengsbach für eine 
„kommunikative Wirtschaftsethik“25, die ähnlich 
wie die genannte zweite These Fromms ein grund­
legendes Umdenken verlangt. Auch wirtschaft­
liches Denken sei nicht nur der Logik des Sach­
zwangs und der Effizienz unterworfen, die letztlich
verantwortungslos ist. Wirtschaftliches Handeln
sei auch Resultat der Entscheidungsfreiheit und 
damit ethisch zu begründen. Eine rein utilitaristi­
sche Sichtweise führe zu einer „ethischen Entsor­
gung der Wirtschaftstheorie“. Im „demokratischen
Kapitalismus“ müßten als „höchstes Gut Leben,
Personwürde und Beteiligung sowie weltweite
Gerechtigkeit“ gelten. Ein so verstandener „demo­
kratischer Kapitalismus“ verlange, daß die Verant­
wortung auf eine Vielzahl kollektiver Entschei­
dungsträger verteilt werde. Hengsbach steht in der
Tradition der wirtschaftsethischen Überlegungen
eines Thomas von Aquin, der mit dem „gerechten
Preis“, dem „Zinsverbot“ eine Kontrolle des 
Eigeninteresses durch Eigenverantwortung und 
eine regulierende Rolle des Staates anstrebte26.

Es wird immer dringlicher, sich im Sinne der Civil
Society, der Zivilgesellschaft, für Mitbestimmung
und Selbsthilfe zu engagieren. Eine sozialethische
Neubesinnung kann, wie die Friedensbewegung,
die Bürgerrechtsbewegung oder die Öko-Bewe­

24 Vgl. ebd.,S. 174 u. 188.
25 Friedhelm Hengsbach, Wirtschaftsethik, Freiburg-
Basel-Wien 1993.
26 Vgl. ebd., S. 36, 41,44,112 u. 168.

gung und Frauenbewegung, nur von unten in Gang
und durchgesetzt werden.

Eine sozialethische Bewegung muß dazu führen,
daß die Sozialpflichtigkeit des Eigentums wieder
ihr Gewicht bekommt, indem nicht mehr Reich­
tum mit hohem Status und mit Macht belohnt, son­
dern mit der Frage konf

24

rontiert wird, die schon
Rawls aufgeworfen hat: Wie dient dieser Reichtum
zur Förderung Benachteiligter und wie weit trägt
er zur Herstellung sozialer Gerechtigkeit bei? 
Das Grundgesetz formuliert im Art. 14 Absatz2:
„Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zu­
gleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“
Reichtum ist fast nie mit eigener Hände Arbeit ge­
wonnen worden, sondern fast immer durch Um­
verteilung der Arbeitserträge anderer. Das in den
USA oder den Niederlanden besonders entwik- 
kelte Stiftungswesen wäre eine Möglichkeit, priva­
ten Reichtum in soziale Förderung zurückfließen
zu lassen. Besonders das Geld-Zinssystem muß, 
wenn es nicht weiterhin Armut und Verschuldung
produzieren soll, unter sozialethischen Gesichts­
punkten völlig neu durchdacht werden. Dazu hat
Margrit Kennedy eine Fülle brauchbarer Anregun­
gen geliefert .

Die Bedrohung durch steigende Arbeitslosigkeit
und die oft nicht mehr bezahlbaren Wohnungsmie­
ten, die immer breitere Schichten betrifft, lassen
sich durch Bürgeraktivierung zwar kaum bekämp­
fen, doch dürfen die davon Betroffenen auch nicht
wie üblich ihrer zunehmenden Isolation und De­
pression überlassen werden. Sie haben bisher kein 
politisches Gewicht entwickelt, weil sie schamhaft
als Versager der Leistungsgesellschaft abgetaucht
und verstummt sind. Im Rahmen des Kampfes 
gegen die Armut müssen gerade die Wohlfahrts­
verbände und die Kirchen diese Kultur des Schwei­
gens durchbrechen helfen, wozu sie mit Armutsbe­
richten schon einiges getan haben.

Aber auch jeder einzelne sollte im Rahmen einer
sozialethischen Besinnung zum öffentlichen und
sozialen Engagement ermutigt werden, denn so
läßt sich erfülltes Leben zurückgewinnen. Eine Le­
bensbilanz kann sich doch nicht im Kontostand
erschöpfen.

V. Fazit

Mit der Darstellung unterschiedlicher Begründun­
gen einer Sozialethik habe ich nachzuweisen ver-

27 Vgl. Margrit Kennedy, Geld ohne Zinsen und Inflation,
München 1991.
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sucht, daß ein sozialethischer Konsens in der plu­
ralistischen Gesellschaft möglich und zwingend er­
forderlich ist. Er läßt sich sowohl anthropologisch
wie sozioökonomisch, d.h. vom Menschen- und
Gesellschaftsbild her, untermauern:

Anthropologisch läßt sich definieren: Der Mensch 
wird als extremer Nesthocker geboren und ist des­
halb völlig und über lange Zeit auf den sogenann­
ten „sozialen Mutterschoß“ angewiesen. Seiner
Hilflosigkeit und Instinktunsicherheit steht eine
hochentwickelte Lern- und Anpassungsfähigkeit
gegenüber, die eine erzieherische Außenlenkung
und eine Normenvermittlung erfordern, die aller­
dings kulturell oder religiös sehr unterschiedlich
orientiert sein können.

Eine anthropologische Gegenthese gründet sich
auf den Darwinismus, auf den Kampf ums Dasein
und die Durchsetzung der Stärksten. Weiterent­
wicklung geschieht nicht durch Lernen und Kultur,
sondern durch Auslese und Zuchtwahl bzw. durch
Genmanipulation.

Aus sozioökonomischer Sicht läßt sich die folgende
These formulieren: Der Mensch ist als soziales
Wesen zur Selbsterhaltung auf Kooperation und
auf faire Austauschprozesse von Geben und Neh­
men angewiesen. Dem entspricht am ehesten eine
soziale Marktwirtschaft, die durch starke Ord­
nungsprinzipien zur Begrenzung der Partialinteres­
sen Ausbeutung und Machtkonzentration ver­
hindert. Dem Staat fällt dabei eine effektive
Schutz- und Ausgleichsfunktion zu.

Die Gegenthese beruft sich auf den Sozialdarwinis­
mus. Im angeblich freien Spiel der Kräfte gilt
Selbstsucht als wirtschaftlicher Antrieb und Reich­
tum als höchste Belohnung. Freie Geldströme
(Monetarismus) sorgen für höchsten Wohlstand
von wenigen. Arme, Behinderte, Arbeitslose und
Opfer erscheinen als selbst schuld an ihrer Situa­
tion und werden als nicht konkurrenzfähig ausge­
grenzt. Der Staat zieht sich auf die Nachtwächter­
funktion zurück.

Wie könnte inhaltlich ein verbindlicher sozialethi­
scher Konsens gewonnen werden? Vermutlich am 
ehesten durch eine Besinnung auf die oben ge­
nannten anthropologischen und sozioökonomi-
schen Einsichten und auf die Grundprinzipien
eines demokratischen Gemeinwesens. Unser
Grundgesetz enthält eine Vielzahl wesentlicher
Grundaussagen, die aber weiterer Differenzie­
rungen bedürfen, um z.B. näher zu definieren,
was mit „Würde des Menschen“ gemeint ist oder
mit der „Sozialpflichtigkeit des Eigentums“. Ein

breiter öffentlicher Diskurs muß auch und gerade
in der freiheitlichen Gesellschaft zu verbindlichen
Verhaltensregeln führen, die dann unter breiter
Einbeziehung der demokratischen Basis, z.B.
durch Volksabstimmungen, beschlossen werden.

Es wird eine Aufgabe der Kirchen, Gewerkschaf­
ten, freien Verbände, Berufsverbände, aber auch
der Parlamente sein, einen ethischen Verhaltens­
kodex zumindest für den eigenen Einflußbereich
festzulegen und öffentlich zu machen. Die straf­
rechtlich definierten Verhaltensnormen reichen
nicht aus, da sie nur eine untere Grenze und den
Bereich der Sanktionen angeben. Demgegenüber
ist positiv zu definieren, was z.B. gemeint ist mit: 
sozialer Gerechtigkeit, Schutz des Schwächeren,
Förderung der Benachteiligten, Verhinderung von
Armut durch Verteilungsgerechtigkeit, Sozial­
pflichtigkeit des Eigentums, Engagement für das
Gemeinwesen, ökologische Verantwortung für die
Zukunft der Menschheit, interkulturelles Mitein­
ander und Interessenausgleich im Dialog.

Für diesen Definitionsprozeß sollte hiermit eine
Grundlage geschaffen werden. Gerade die prakti­
sche und wissenschaftliche Befassung mit Armut
und Randgruppen führt bei der Frage nach den
strukturellen Bedingungen von Verelendung auch
notwendigerweise zu normativen Fragen, eben zu 
einer Sozialethik.

Eine freiheitliche Gesellschaft geht an ihrer Libe­
ralität zugrunde, wenn sie ihr ethisches Fundament
vernachlässigt und das Gleichgewicht von Freiheit
und Verantwortung, von Gerechtigkeit und Ge­
genseitigkeit zugunsten der Willkür verläßt, wenn 
sie blind auf die Selbststeuerung von Geld- oder
Marktsystemen setzt und ihnen damit eine eigene
Vernunft und Moralität zuerkennt. Die Trieb­
federn menschlichen Handelns wie Eigennutz und
Egoismus sind in gewissem Maß zur Selbsterhal­
tung notwendig, werden aber zerstörerisch, wenn
ihnen die Gegengewichte und Begrenzung als
Gemeinsinn und Gemeinwohl fehlen.

Gerade eine offene und wertpluralistische Gesell­
schaft braucht einen verbindlichen ethischen Ka­
non zur Selbstregulierung. Völlige Beliebigkeit
führt durch die krasse Bereicherung der einen und
die Verarmung der anderen zur Unfreiheit aller,
da die einen zu Sklaven ihres bedrohten Besitzes 
werden und die anderen zu Sklaven täglicher Not.
Nur ein Mindestmaß sozialer Gleichheit läßt Frei­
heit gedeihen. Sie erfordert das ständige bewußte
Ringen um den ethischen Konsens, zu dessen Be­
gründung und Möglichkeit hiermit ein Beitrag
geleistet werden sollte.



Hans-Joachim Höhn: Die Moderne, der Markt und die Moral

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51/95, S. 3-14
Im November 1994 wurde vom Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz und vom Kirchenamt der
Evangelischen Kirche in Deutschland der Öffentlichkeit ein „Impulspapier“ vorgestellt, mit dem ein mög­
lichst umfassender Diskurs über brennende Fragen der wirtschaftlichen und sozialen Lage im wiederver­
einten Deutschland angestoßen werden sollte. Im Mittelpunkt des Papieres stehen die Problembereiche
Arbeitslosigkeit und „neue“ Armut, Erhalt der sozialen Sicherungssysteme, Umbau bzw. Erneuerung der
sozialen Marktwirtschaft, Bewahrung der Schöpfung und Vollendung der inneren Einheit Deutschlands.
Das Konsultationspapier der Kirchen spiegelt Konflikte, Pathologien und Krisensymptome der Gegen­
wartsgesellschaft. Zugleich ist es ein weiterer Ausdruck jener Schwierigkeiten, mit denen alle Initiativen
zu kämpfen haben, welche die Herstellung sozialer Gerechtigkeit und die Sicherung der Zukunftsfähigkeit
eines Gemeinwesens nicht nur als ökonomisch-politische Steuerungsaufgabe, sondern auch als ethische
Herausforderung betrachten und auf gesellschaftliche Solidarität als sozialethische Ressource setzen.

Kritik wie Gegenkritik solcher Wortmeldungen vermögen solange nicht zu überzeugen, wie sie nicht mit
der nötigen Tiefenschärfe erkennen lassen, daß sie die Epiphänomene einer „unsolidarischen“ Gesell­
schaft mit den Konstitutionsbedingungen moderner Sozialsysteme in Zusammenhang bringen können.
Erst nach dieser Überprüfung läßt sich ermessen, worin die ethischen Existenzbedingungen liberaler
Demokratien und einer technisch-industriellen Zivilisation bestehen und wie sie zu sichern sind. Und erst
dann hat auch der von den christlichen Kirchen initiierte „Konsultationsprozeß“ eine Chance, die gesell­
schaftliche Urteilsbildung über notwendige Kurskorrekturen in Wirtschaft und Politik nachhaltig zu beein­
flussen.

Joachim Wiemeyer: Christliche Sozialethik und Wirtschaftsethik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51/95, S. 15-21
In der kirchlichen Sozialverkündigung wie in der wissenschaftlichen Sozialethik hat die wirtschaftsethische
Reflexion eine lange Tradition. Sie wird gegenwärtig im Konsultationsprozeß der beiden Kirchen aktuali­
siert. Für wichtige sozioökonomische Kategorien (Arbeit, Eigentum, Option für die Armen) sowie eine
Relativierung der Bedeutung der ökonomischen Dimension für das menschliche Leben kann die christli­
che Wirtschaftsethik auf biblische Grundlagen zurückgreifen. Für die wirtschaftsethische Reflexion der
Gegenwart kommt der Ordnungsethik eine dominierende Rolle zu.

Jede Wirtschaftsordnung bedarf der gesellschaftlichen Legitimation, die daran zu messen ist, daß ihr mög­
lichst alle, vor allem die schwächsten Gesellschaftsmitglieder, zustimmen können. Dementsprechend müs­
sen innerhalb der Wirtschaftsordnung die grundlegenden ökonomischen Institutionen (Markt und Wettbe­
werb, Arbeitsordnung, Eigentum, Sozialstaat, ökologische Ordnung, Staatstätigkeit) ausgestaltet werden.
Ein hohes Ethos der einzelnen Bürger senkt die gesellschaftlichen Transaktionskosten. Die gravierendsten
Ordnungsdefizite bestehen im Bereich der Weltwirtschaftsordnung, wo erhebliche Reformen für mehr
Gerechtigkeit erforderlich sind.

Gerd Iben: Sozialethik, Marktwirtschaft und Gemeinsinn
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51/95, S. 23-30
Die wiederholt erhobenen Forderungen nach ethischen Orientierungen in der neuen Unübersichtlichkeit
pluralistischer und kapitalistischer Gesellschaften sowie verstärkte Armutstendenzen einerseits und Kor­
ruption und Reichtumskonzentration andererseits zwingen zur Suche nach moralischen Maßstäben, um
der Selbstzerstörung unserer Gesellschaft und ihrer sozialen, ökonomischen und ökologischen Grundlagen
zu begegnen.

Welche Elemente lassen sich aus den verschiedenen Ethiken gewinnen und zu einem Konsens nutzen?
Kann der überzogenen Selbstverwirklichung und Selbstbereicherung des einzelnen die Forderung nach
Gemeinsinn und sozialem Engagement mit Erfolg entgegengesetzt werden?

Der Beitrag geht den Anstößen des amerikanischen Kommunitarismus und Fragen der westlichen Kultur
und ihres Materialismus nach, diskutiert dann Ansätze von Popper, Jonas, Rawls, Habermas, Fromm und
anderen, erörtert Konsequenzen für den Alltag und die Politik. Er schließt mit anthropologischen Refle­
xionen über den Menschen als Sozialwesen oder als Gewinner oder Verlierer im darwinistischen Kampf
ums Dasein.



mit komplettem
Inhaltsverzeichnis,

Aus Politik und Zeitgeschichte Sach' und Personenregister

25-DM
zuzügl. Versandspesen

Jahrgang 1994
Noch begrenzt vorrätig (Preise w. o.)

Jahrgang: 1993

Bundeszentrale
für politische

Bildung

Bestell- DdS Parlament, Vertriebsabteilung
Adresse: Fleischstraße 62-65, 54290 Trier

Telefax (0651)9799-153

Aus Politik
und Zeitgeschichte
Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

Gesamtverzeichnis
1953-1992

Bundeszentrale für politische Bildung

Vierzig Jahre
Aus Politik
und Zeitgeschichte

Gesamtverzeichnis
1953-1992
Chronologisches Register, 
Autorenregister,
Schlagwortregister

286 Seiten, broschiert

Preis: 15,- DM
zuzügl. Versandspesen


